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A Vermittler-Richtlinie & 
VVG-Reform stärken 
Kunden-Vertrauen

Laut aktueller Studie des Marktforschungs-
Instituts YouGovPsychonomics AG haben
die Reformen zur Verbesserung des Ver-
mittler-Images beigetragen.

77 Prozent der Verbraucher finden es
gut, dass der Inhalt des Beratungs-
gesprächs protokolliert und von beiden
Seiten unterschrieben wird. 74 Prozent
sehen mehr Sicherheit und Verlässlichkeit
durch eine umfassende Beratung gewähr-
leistet. Und 71 Prozent glauben, dass nun
die vorvertragliche Beratung durch die
gesetzlichen Vorgaben besser wird.

Die Themen Papierberge und zu lange
Beratungsgespräche haben bei langem
nicht das Gewicht, wie zu Beginn der Re-
formen gemutmaßt wurde. Die Stimmen
halten sich hier die Waage.

54 Prozent der Befragten sagten, dass
ihr persönliches Bild von Versicherungs-
Vermittlern durch die gesetzlichen Vor-
gaben verbessert wurde. Und knapp die
Hälfte der Befragten würde nun sogar
auch fremden Vermittlern mehr Vertrauen
schenken. www.psychonomics.de

Mit Urteil des Hanseatischen Ober-
landesgerichts vom 06. Mai 2009 (Az. 5
U 155/08) wurde zweitinstanzlich und
rechtskräftig festgestellt, dass Meldun-
gen an den AVAD, soweit sie sich
lediglich auf einen Verdacht beziehen,
zu unterlassen sind. 

Der Auskunftsstelle über Versicherungs-
/Bausparkassenaußendienst und Ver-
sicherungsmakler in Deutschland e.V.,
kurz AVAD (www.avad.de), ist eine der
Schufa vergleichbare Institution. Der
AVAD dient den beteiligten Versiche-
rungsunternehmen dazu, Informationen
über Versicherungsvermittler auszu-
tauschen. Dies betrifft die Aufnahme
oder Beendigung der Zusammenarbeit
von Unternehmen mit einem Vermittler
wie auch Probleme bei Provisionen,
Storno oder Straftaten. 

Die Verfahrensregeln des AVAD sehen
für die von einer nachteiligen Meldung
betroffenen Vermittler bisher lediglich
eine Widerspruchsmöglichkeit mit nach-
folgender Sperrung der Eintragung vor.
Eine Überprüfung des strittigen Sach-
verhalts war bisher nicht möglich. 

Das AVAD-Verfahren erlangte eine er-
hebliche Aufwertung dadurch, dass die
Aufsichtsbehörde BaFin mit Rundschrei-
ben 9/2007 dieses Meldeverfahren als
quasi verpflichtend für die Versicherungs-
unternehmen einsetzte. Dies stieß damals
auf erhebliche Kritik, u.a. des AfW-Bun-
desverband Finanzdienstleistung.

Insbesondere stellt die dadurch quasi
verpflichtende AVAD-Auskunft eine vom
Gesetzgeber nicht gewollte Aufwertung
eines privatrechtlichen Vereins dar, der
mit der Einrichtung des Versicherungs-
vermittlerregisters hätte überflüssig wer-
den können. Es wäre also nicht an der
BaFin gewesen, hier das AVAD-Aus-
kunftsverfahren verpflichtend zu machen,
sondern am Gesetzgeber.

Hinzu kommt, dass der AVAD e.V.
nicht der BaFin-Aufsicht unterliegt.

Das eine Aufsicht über die Arbeits-
weise des AVAD e.V. jedoch erforderlich
ist, zeigt das durch „Wirth-Rechts-
anwälte“ für ein Versicherungsmakler-
unternehmen erstrittene Urteil. 

Im vorliegenden Fall hatte ein Ver-

sicherungsunterneh-
men eine AVAD-Mel-
dung mit dem Inhalt „Ver-
dacht der Urkundenfälschung“ vorge-
nommen. Dies führte unmittelbar dazu,
dass mehrere andere Versicherer die
Zusammenarbeit mit dem Makler-
unternehmen aufkündigten, was für
dieses zu erheblichen Einnahmeverlusten
führte. 

Das Gericht urteilte nun, dass eine der-
artige Eintragung im AVAD-Register nicht
zulässig sei und strafbewehrt zu unter-
lassen sei. 

Es vollzog eine ausführliche Abwägung
zwischen den Interessen der Versiche-
rungs- bzw. Vertriebsunternehmen mög-
lichst frühzeitig vor Risiken der Zusamm-
enarbeit gewarnt zu werden und dem
Schutzbedürfnis des Vermittlers vor der
Verbreitung negativer Werturteile. 

Die Abwägung fiel klar zugunsten des
Maklerunternehmens aus, sogar obwohl
seitens der Staatsanwaltschaft ein Ermitt-
lungsverfahren gegen einen Mitarbeiter
betrieben wird. Dies wird seitens des
Gerichts insbesondere damit begründet,
dass staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungen bereits bei den geringsten Ver-
dachtsmomenten stattfinden. Dies je-
doch zunächst unter Ausschluss der
Öffentlichkeit, während die Meldung an
den AVAD zu einer breiten Streuung des
Verdachts unter den Mitgliedsunter-
nehmen und sogar auch darüber hinaus
in der ganzen Branche führt.  

„Das AVAD-Verfahren gehört insge-
samt auf den Prüfstand und dies nicht
nur wegen der anstehenden Daten-
schutzgesetz-Änderungen. Die Versiche-
rungsunternehmen sind nach diesem
Urteil gehalten, nur sorgfältig recher-
chierte und nachweislich zutreffende
Meldungen an den AVAD weiter zu leiten.
Das betrifft auch die Frage einer angeb-
lich noch ausstehenden Stornoforde-
rung. Gleichzeitig ist die BaFin gefordert
ihre Haltung zu dieser Institution zu
überdenken und zumindest für eine
wirksame Kontrolle unter Beachtung
rechtsstaatlicher Grundsätze zu sorgen.“,
so Rechtsanwalt Daniel Berger, welcher
die Klägerin vertreten hat. 

www.wirth-rechtsanwaelte.com

Endlich: AVAD-Auskunftsverfahren 
in bisheriger Anwendung unzulässig 
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Jährliche Effektivkosten von Fondsversicherungen

Swiss Life (FRV1E Chance 06) 0,56%

0,73%

1,00%

1,07%

1,27%

1,55%

1,57%

1,70%

1,96%

2,11%

2,14%

2,37%

2,73%

Basis: Mann, 30 Jahre, 30 Jahre Laufzeit, 
150 Euro Monatsbeitrag

Aspecta Basket 60
Legal & General Finanzm.-Rente

Euroländer Aktienindexf.)

Skandia (SFR08-Z Wachstumsorient.)
HUK (FRAGT Vermögensfonds

Dynamik)

WWK (FVx02 Select Chance)
Canada Life 

(Flex. Rentenplan plus Euro)

R+V Lux. (FRV Avantgarde)

Condor (778 (Comp.) Balance Aktien)
AachenMünchener 

(1FRB Komfort Wachstum)
Zurich Dt. Herold 

(db FondsRente Wachstum)

Vorsorge/GIP (FRD23 Spec. Portfolio)

Vienna Life (143 BB Depot Wachstum)
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